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Antrag 

der Abgeordneten Susanne Kästner, Ulrike Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), Horst 
Sielaff, Hermann Bachmaier, Wolfgang Behrendt, Friedhelm Julius Beucher, Lllo 
Blunck, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Dr. 
Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Dr. 
Liesel Hartenstein, Volker Jung (Düsseldorf), Horst Kubatschka, Eckart Kuhlwein, 
Klaus Lennartz, Christoph Matschie, Jutta Müller (Völklingen), Georg Pfannenstein, 
Richard Schuhmann (Delitzsch), Reinhard Schultz (Everswinkel), Dr. Angelica 
Schwall-Düren, Ernst Schwanhold, Dr. Dietrich Sperling, Dr. Peter Struck, Dr. Bodo 
Teichmann, Jella Teuchner, Dr. Gerald Thalheim, Dr. Wolfgang Wodarg, Rudolf 
Scharping und der Fraktion der SPD 


Notwendige Grundsätze der guten fachlichen Praxis beim Düngen in der Dünge- 
verordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die vor- 
gelegte Düngeverordnung in einigen wesentlichen Punkten zu 
überarbeiten und notwendige weitere Maßnahmen zur Umsetzung 
der EG-Nitrat-Richtlinie unverzüglich durchzuführen. 

Die Verordnung sollte durch folgende Regelungen verschärft wer- 
den, um einen vorsorgenden Schutz der Gewässer vor einem teil- 
weise zu hohen Nährstoff eintrag zu gewährleisten: 

- Die Düngeverordnung muß auch für die Forstwirtschaft und 
für öffentliches Grün gelten. Eine Düngung der Wälder muß 
grundsätzlich verboten werden, für Kalkungen müssen Regeln 
festgelegt werden. 

- Der Düngebedarf muß für die einzelnen Schläge ermittelt wer- 
den. Statistische Berechnungs- und Schätzverfahren sind 
durch regelmäßige Probenahmen abzusichern. Die ständigen 
Einträge aus der Luft müssen berücksichtigt werden. 

- Bei der Düngerausbringung müssen emissionsmindernde Maß- 
nahmen nach dem Stand der Technik vorgeschrieben werden. 

- Der Eintrag in Gewässer bzw. Abschwemmungen müssen 
durch Festlegung von nicht zu düngenden Randstreifen 
definierter Breite (mindestens 10 m) insbesondere bei Hang- 
lagen verhindert werden. 

- Neben einem Düngeverbot auf gefrorenem und schneebe- 
decktem Boden sollte während fester Zeiträume eine Gülle- 
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ausbringung absolut verboten sein, wie dies die Gülleverord- 
nungen einiger Länder schon lange regeln (z. B. 15. Oktober 
bis 1. Februar). 

- Bei ungünstigen Witterungsbedingungen, besonderen Böden 
und Grundwasserständen müssen zusätzliche Einschränkungen 
vorgeschrieben werden. 

- Bei der Festlegung der zusätzhchen Düngemengen müssen auch 
der eingesetzte Mineraldünger, Klärschlamm, Kompost und die 
Einträge über den Luftpfad berücksichtigt werden. Die Ober- 
grenze Stickstoff sollte möglichst umgehend auf 170 kg/ha, für 
Phosphat auf 90 kg/ha festgesetzt werden. 

- Für alle Schläge größer als 1 ha sollte unabhängig von der Be- 
triebsgröße eine Aufzeichnungspfhcht festgeschrieben werden. 
Hiervon sind Betriebe des ökologischen Landbaus, soweit sie 
schon jetzt den Aufzeichnungspflichten genügen, zu befreien. 

Die EG-Nitrat-Richtünie sieht Regelungen vor für Düngungs- 
zeiträume, die Ausbringung auf geneigten Flächen, das Fassungs- 
vermögen von Behältern zur Lagerung von Gülle, Mindestabstän- 
den zu Gewässern und die notwendigen Ausbringungsverfahren 
und -techniken. Diese Regelungen müssen in der Verordnung und 
anderen Vorschriften umgesetzt werden. Da die Kommission wegen 
der nicht fristgerechten Umsetzung der Richtlinie bis Ende 1993 ein 
Beschwerdeverfahren gegen die Bundesregierung eingeleitet hat, 
sollte wenigstens der Inhalt der Verordnung der Richtlinie entspre- 
chen. Darüber hinaus müssen nach der Richtlinie durch Überdün- 
gung gefährdete Gebiete ausgewiesen und Aktionsprogramme zur 
Sanierung bzw. zum Schutz dieser Gebiete durchgeführt werden. 
Auch hier ist die Bundesregierung auf gef ordert, die Umsetzung der 
EG-Richtlinie unverzüglich durchzuführen. 

Bonn, den 28. September 1995 
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Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgelegte Düngeverordnung soll 
die Grundsätze der guten fachlichen Praxis der Düngung näher 
bestimmen und die EG-Nitrat-Richtlinie vom 12. Dezember 1991 
zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen durch Nitrat end- 
lich in deutsches Recht umsetzen. Der Entwurf der Bundesregie- 
rung ist trotz überlanger Erarbeitungszeit in bezug auf einen vor- 
sorgenden Grundwasser-, Boden-, Natur- und Trinkwasserschutz 
völlig unzureichend. Die weiterhin hohen Nitratbelastungen des 
Grundwassers, das Waldsterben und die zu hohen Nährstoffbela- 
stungen der Oberflächengewässer, insbesondere der Nordsee und 
Ostsee, müssen endlich durch klare, anwendbare und kontrollier- 
bare Regelungen wirksam bekämpft werden. Landwirtschaft, 
kommunale Abwässer und Autoverkehr sind die Verursacher. In 
allen drei Bereichen muß gehandelt werden. 


3 



Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



